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zu welcher vom Reichstag zu wählende Mitglieder des Reichstags und Sach⸗
verſtändige zuzuziehen ſind . Der Herr Reichskanzler wird erſucht , den Bericht

der Kommiſſion den geſetzgebenden Körperſchaf

ſeitigung etwaiger Mißſtände mitzuteilen . “

Die Kommiſſion wird im Herbſte 1913 zuſammentreten

( 147 . Sitzung vom 23 . April 1913 ) . Das Zentrum hat gerade

durch dieſen Antrag gezeigt , daß es jedem Verſuch von Korruption

ſehr ſcharf entgegentritt . — Bei der Beratung des Marineetats

brachte das Zentrum einen Antrag zur Regelung der Tafelgelder

ein ; derſelbe erhielt ſchließlich folgende Faſſung :
„ Nur Offiziere , Fähnriche , Seekadetten , Aſpiranten , Deckoffiziere und

Beamte , die an Bord Dienſt tun , haben Anſpruch auf Verpflegungszulagen

Sogenannte blinde Tafelgelder dürfen nicht gezahlt werden .

Die für die Zuſtändigkeit der Verpfelgungsgelder gültigen Vorſchriften

ſind jährlich mit dem Reichshaushaltsetat vorzulegen . “

Im Plenum wurde vom Zentrum und dem Staatsſekretär des

Reichsmarineamtes erklärt , daß „eine Reihe von Mißverſtänd⸗

niſſen “ den erſten Antrag ganz falſch ausgelegt hätten .

Die Regelung der Duellfrage ſteht noch immer

aus . Auf die Reſolution des Zentrums reſp . den Beſchluß des

Reichstages vom Jahre 1912 iſt folgende Antwort erfolgt :

Reichstagsbeſchluß . Antwort des Reichskanzlers .

1. Den Reichskanzler zu erſuchen , Eine Beſeitigung der Zweikämpfe

alsbald Schritte zu tun , die geeignet kann nur durch Maßnahmen ange⸗

ſind , die Zweikämpfe zu beſeitigen , ſtrebt werden , die ſich an die Ange⸗

insbeſondere dem Zwange zur hörigen aller Stände wenden und ge⸗

Herausforderung zum Zweikampf und eignet ſind , eine Wandlung der zur⸗

zur Annahme eines ſolchen entgegen⸗Wzeit in weiten Kreiſen über die Wah⸗

zutreten ; rung der verletzten Ehre herrſchenden

vor allem aber ſchleunigſt zu ver⸗ Anſichten herbeizuführen . Die in Vor⸗

anlaſſen , daß die Beſtimmungen der bereitung befindliche Reviſion des

Order vom 1. Januar 1897 über die Reichsſtrafgeſetzbuchs wird Gelegen⸗

Einſchränkung und Vermeidung der heit zur Prüfung bieten , inwieweit

Zweikämpfe überall und in allen durch die anderweitige ſtrafrechtliche
Teilen zur ſtrengſten Durchführung Behandlung der Beleidigungen den

gelangen , daß namentlich Zweikämpfen vorgebeugt werden kann .
Die Zweikampffrage und im be⸗

ſonderen die Frage , wodurch die

Zweikämpfe , was zweifellos erwünſcht
wäre , noch weiter eingeſchränkt wer⸗

den könnten , iſt für das Heer und die
Marine von neuem eingehend ge⸗
prüft worden . Dieſe Prüfung hat
ergeben , daß die Ergänzung - Order
vom 1. Januar 1897 ihren aus⸗
geſprochenen Zweck der Einſchrän —

kung und Vermeidung von Zwei⸗
kämpfen erfüllt und ſegensreich ge⸗
wirkt hat . Das beweiſt die Statiſtik ,
nach der die Zahl der Verurteilungen

ten mit Vorſchlägen zur Be⸗



a) Perſonen von ehrloſer Geſinnung
für einen Ehrenhandel unter
allen Umſtänden ausſcheiden ,

b) gegen die Beleidiger ſchleunigſt
und ſcharf vorgegangen wird ,

c) Ehrenhändel erſt nach erfolgtem
ehrengerichtlichen Verfahren zum
Austrag gebracht werden ,

d) die Ablehnung eines Zweikampfes
aus religiöſen oder ſittlich ge⸗
rechtfertigten Bedenken ebenſo⸗
wenig wie Streitigkeiten dienſt⸗
licher oder privatgeſchäftlicher
Natur zum Gegenſtand eines

ehrengerichtlichen Verfahrens ge⸗
macht werden .

2. Den Reichskanzler zu erſuchen ,
die erforderlichen Schritte zu tun , um
dem geſetzwidrigen Duellweſen im

Heere dadurch ein Ende zu machen ,
daß eine Aenderung des Militärſtraf⸗
geſetzbuches in dem Sinne herbeige⸗
führt wird , daß bei der Beſtrafung
des Zweikampfes und der Heraus⸗
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ſeit Erlaß dieſer Order zurückgegangen
iſt , obwohl die Zahl der Offiziere

geſtiegen iſt .
Zu a. Perſonen von ehrloſer Ge⸗

ſinnung ſcheiden nach den geltenden
Grundſätzen für einen Ehrenhandel
vollſtändig aus .

Zu b. Nach der Einleitungsorder
vom 2. Mai 1874 zu der Allerhöch⸗
ſten Verordnung über die Ehrenge⸗
richte ſoll der Offizier , der imſtande
iſt , die Ehre eines Kameraden in

frevelhafter Weiſe zu verletzen , im

Heere nicht geduldet werden . Hier⸗
nach wird auch verfahren . Es wird

grundſätzlich der frevelhafte Angriff
auf die Ehre eines Kameraden ſchwer
beſtraft .

Zu c. Dieſer Punkt der Reſolution
iſt durch Ziffern I, II und VII der

Allerhöchſten Kabinettsorder vom
1. Januar 1897 bereits geregelt .
Ziffer 1 ſchreibt dem Offizier vor ,
gegebenenfalls ſeinem Ehrenrat , unter

Unterlaſſung aller weiteren Schritte ,
ſofort Anzeige zu machen . Ziffer II

weiſt den Ehrenrat an , wenn möglich ,
einen Ausgleich anzuſtreben oder zu
erklären , daß er ſich nach Lage der

Sache außerſtande ſieht , einen Aus⸗

gleich vorzuſchlagen , und daß im

übrigen ein ehrengerichtliches Verfah⸗
ren notwendig iſt . Ziffer VII end⸗

lich beſtimmt , daß über einen Offizier ,
der die Allerhöchſte Entſcheidung auf

den ehrengerichtlichen Spruch nicht
abwartet , Seiner Majeſtät zu be⸗

richten iſt .
Zu d. Religiöſe Ueberzeugungen

oder ſittlich gerechtfertigte Bedenken

gegen den Zweikampf ſollen von den

Ehrengerichten und Vorgeſetzten ſtets
gewürdigt und ſollen ebenſowenig wie

Streitigkeiten dienſtlicher oder privat⸗
geſchäftlicher Natur zum Gegenſtand
eines ehrengerichtlichen Verfahrens
gemacht werden . Derartige Verſuche
werden grundſätzlich zurückgewieſen .

Die Reſolution fordert ein Aus⸗

nahmegeſetz gegen die Angehörigen
der bewaffneten Macht und eine nicht

zu rechtfertigende Sonderbeſtrafung
wegen eines Vorgehens gegen die all⸗

gemeinen Strafgeſetze , das auch von

Angehörigen anderer Stände began⸗

gen wird . Die Dienſtentlaſſung iſt



forderung zum Zweikampf auf die eine Ehrenſtrafe , die außer dem Ver⸗
Nebenſtrafe der Entlaſſung aus dem luſt der Dienſtſtelle und der Uniform ,
Heere zu erkennen iſt . auch den Verluſt der Penſions⸗ und

Hinterbliebenenanſprüche zur Folge
hat . Eine ſolche Strafe gegen einen
Offizier zu verhängen , der aus idealen
Gründen ſein Leben für den Schutz
ſeiner angegriffenen Ehre einſetzt ,
wäre eine ganz ungerechtfertigte
Härte , die ſich mit den Grundſätzen
des bürgerlichen und des militäriſchen
Strafrechts über die Verwirkung von
Ehrenſtrafen im Widerſpruch befände .

3. Den Reichskanzler zu erſuchen , Die Anſtellung und Entlaſſung
die erforderlichen Schritte zu tun , da - eines Offiziers unterliegt verfaſſungs⸗
mit ein Offizier , der ein Duell ab⸗ mäßig der Entſcheidung der Krone .

lehnt , unter keinen Umſtänden des⸗

barj
aus dem Heere entlaſſen werden

arf .

Der Kriegsminiſter gab hierzu am 9. April 1913 in der

Budgetkommiſſion noch folgende Erklärung ab :

Der Kaiſer , der bei keiner Gelegenheit über ſeinen ernſten
Willen , daß die Zweikämpfe immer mehr verſchwinden , Zweifel
gelaſſen hat , beſprach die Angelegenheit beim letzten Neujahrs⸗
empfang der kommandierenden Generäle in dieſem Sinne . Er

drückte dabei ſeine Genugtuung aus , daß die Grundſätze
und Geſichtspunkten der Order von 1897 im allgemeinen richtig
verſtanden und ausgeführt ſeien , wies aber darauf hin , daß eine

weitere Minderung der Duelle vor allem auch in der Hebung der

Erziehung der Offiziere geſucht werden müſſe . Er befahl , daß dies
der Armee noch ſchriftlich mitgeteilt werden ſolle .

Das iſt geſchehen . Das auf Allerhöchſten Befehl erlaſſene
Kabinettſchreiben lautet an den betreffenden Stellen :

„ Zweikämpfe aus Anläſſen geringfügiger Natur ſeien in den letzten
Jahren nicht mehr zu verzeichnen geweſen . Wenn indes doch noch in mehre —
ren Fällen ſo ſchwere Beleidigungen zwiſchen Offizieren — aktiven bezw .
ſolchen des Beurlautenſtandes — vorgekommen ſeien , daß die Ehrenräte nach
pflichtmäßigem Ermeſſen einen Ausgleich mit der Standesehre für unver —
einbar hielten , und wenn weiter Perſönlichkeiten , die den militäriſchen
Ehrengerichten nicht unterſtanden , von Offizieren beleidigt , ſich veranlaßt
geſehen hätten , zum Zweikampf zu ſchreiten , ſo müſſe dies dem Offizierkorps
eine Mahnung ſein , dahin zu ſtreben , daß ſolche Vorkommniſſe ſeltener
würden . Selbſtbeherrſchung und Haltung — bei voller Wahrung der
perſönlichen Friſche und Lebensfreudigkeit , die Seine Majeſtät bei den
Offizieren niemals vermiſſen wollten — müßten als männliche Tugenden
gepflegt werden . Daraufhin ſolle ernſte Selbſtarbeit , wie auch gegenſeitige
kameradſchaftliche Erziehung und die Einwirkung der Vorgeſetzten zielen .
Meinungsverſchiedenheiten im Beruf , die durch ſachliche Erörterungen oder
gerichtliche Entſcheidungen zu erledigen wären , dürften durch die Schuld
eines Offiziers nicht zu perſönlichen Beleidigungen auswachſen . “



Ich bitte hiernach überzeugt zu ſein , daß von ſeiten der Armee

und der für ſie verantwortlichen Stellen ehrlich und energiſch
alles geſchieht , was zur Minderung der Zweikämpfe nach den

Grundanſchauungen der Offizierkorps möglich iſt und damit das

praktiſch zuwege zu bringen , was uns allen am Herzen liegt .

Zu der Frage , ob in der Armee der Grundſatz herrſcht , daß
ein Offizier , der ein Gegner des Duells iſt — aus irgendwelchen
Gründen — deshalb aus dem Offizierkorps ausſcheiden muß , iſt
folgendes zu erwidern :

„ Da es der ausdrückliche Wille Seiner Majeſtät iſt , daß die grundſätz⸗
liche Frage , ob der Offizier oder der Offiziersaſpirant ein Gegner oder An⸗

hänger des Duells iſt , nicht geſtellt werden darf , ſo braucht auch ein Offizier , der
aus religiöſen oder ethiſchen Gründen ein Gegner des Duells iſt , lediglich
wegen dieſer allgemeinen Anſchauung noch nicht aus dem Offizierkorps aus⸗

zuſcheiden . Ob aber der Offizier , der im Einzelfalle aus obigen Gründen
eine ſtandesgemäße Genugtuung verweigert , aus dem Offizierkorps aus⸗

ſcheiden muß , wird nur von Fall zu Fall entſchieden werden können , auf

ehrengerichtlichem Wege ſoll grundſätzlich gegen ihn nicht eingeſchritten
werden . “

Das Zentrum ſah in dieſer Stellungnahme kein genügendes

Entgegenkommen ; um wenigſtens die ſchwerſten Fälle zu treffen ,

brachte es folgenden Antrag ein :

„ Hinter § 208 des Strafgeſetzbuchs wird folgende Beſtimmung als

§ 208a eingeſchaltet :
§ 208 a.

Hat der Täter in den Fällen der §§ 205 bis 208 den Zwei⸗
kampf durch Ehebruch mit der Ehefrau des Gegners oder durch Ver⸗
führung ſeiner Tochter oder Schweſter , oder durch ſchwere Beleidi⸗
gung verſchuldet , ſo iſt an Stelle der Feſtungshaft auf Gefängnis⸗

ſtrafe von gleicher Dauer und auf Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗
rechte zu erkennen . “

Die Sozialdemokraten bekämpften dieſen Antrag , der aber

ſchließlich doch an eine geſonderte Kommiſſion verwieſen wurde .

Die Beratung des Antrages findet erſt im Herbſte ſtatt .
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